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Drucksache Nr. 2681 


Anfrage Nr. 217 

der Fraktion der Bayernpartei 


betr, Stellenbesetzung beim Bundeskriminalamt. 


Ein Bewerber um eine Stelle beim Bundeskriminalamt erhielt 
vom Bundesministerium des Innern den folgenden Bescheid; 

„Die Stellen des Bundeskriminalamtes müssen zum größten Teil 
mit den Bediensteten des ehemaligen Polizeiamtes für die britische 
Zone in Hamburg, dem gegenüber eine gesetzliche I bernahmepflicht 
des Bundes besteht, besetzt werden'’. 

Wir fragen die Bundesregierung, 

1. auf w^elche gesetzlichen Vorsdiriften die in dem Bescheid des 
Bundesministeriums des Innern festgestellte, zu Artikel 36 GG 
im Widerspruch stehende einseitige Besetzung des Bundes- 
kriminalamtes gestützt wird, 

2. w as sie veranlaßterifalls zu tim gedenkt, um eine gesetzlich 
nicht begründete einseitige Besetzung in Übereinstimmung mit 
Artikel 36 wieder auszugleichen. 


Bonn, den 11. Oktober 1951. 


Dr. Decker und Fraktion 
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